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Seit Frühjahr 1968. ü1t die Politik der staatlichen Wissenschafts-' 
planer klar, denn selbst ~as Sammelbe,c~en. traditionalistiseh- reak.tio-, 
närer. Ordinarien, die Westdeutsche Rektorenkort-ferenz, hatte es be­
gr.iffen: 
Durch formales Eingehen auf stereotype Forderungen, u. a. Drittel­
parität, soll den Studenten ein Köder vorgewol'fen werden, 
der sie die Formierung der Universität entweder übersehen lassen od€f 
sie zumindest in zwei Gruppen spalten soll: Solche, die den Trick 
durchschauen, und solche, die nicht. Destrukteure und Reformwillige. 
Äußeres Zeichen: Die Drittelparität wird von den Ordinarien nicht 
mehr schlechthin abgelehnt; der traditionalistische Reaktionär Rüegg 
wird abgewählt, der Technokrat Rumpf wird Rektorenchef. · 
Entsprechend kann man die vorliegenden Entwürfe zu Hochschul­
gesetzen klassifizieren. Nicht sind die einen, wie die bürgerliche Presse 
es will, konservativ (etwa Bayern,, Schleswig. Holstein) und die anderen 
fortschrittlich (z.B. Hessen, Nordrhein-Westfalen): Die letzten wollen 
alle.in ihren eigentlichen Kern, den sie mit den anderen gemeinsam 
haben, hinter formalen Zugeständnissen verbergen. 
Man kann ihn freilich leicht aufdecken. 
1. Das Prunkstück Schüttes, die Drittelparität im Konvent der Univer­
sität (40/40/40) ist ebenso nur ideologische Attrappe wie jede Mitbe­
stimmung von Studenten in welchen Gremien auch immer. 

Die Stqdentenvel'treter im Konvent haben kein imperatives 
Mandat de1· Studentenschaft. 
Sie sind weder einem Organ noch der Studentenschaft als sol­
cher rechenschaftspflichtig. 
Sie sind nicht abwählbar. 

Einmal blind gewählt, wie beim Bundestag, sind sie weiter nicht mehr 
kontrollierbar, nicht einmal eine Informationspflicht besteht. Man 
züchtet Funktionäre. · · · 
Das Kµratorium wird neben .detn Präsidenten das allinächtige Gre­
mium. Es hat 14. Mitglieder, davon 2 Studenten. Diese beiden armen 

kratien noch nicht herstellen sollten:.-Dafür gibt es in Schüttes Entwurf 
immer noch einen nahezu· nach dem Führerpr.nzip·· ki:mstruierten Prä-
sidente'n. . i . ' . , . . . . . ' 

§ 8 (6): ,,Der Präsident kann Beschlüsse des Senats und der Organe 
der F achbereiche beanstanden, die das Wohl der Universität 
gefährden oder für deren Ausführung er die Verantwortung 
nicht übernehmen kann. Wird ein Beschluß der Fachbereiche 
beanstandet, h aben diese erneut zu entscheiden. Wird der 
Beanstandung nicht abgeholfen, so kann in akademischen 
Angelegenheiten die abschließende Entscheidung des Senats, 
in Wirtschafts- und Personalangelegenheiten die abschlie­
ßende Entscheidung des Kuratoriums herbeigeführt w er­
den ... Die Beanstandung hat aufschiebende Wirkung. In 
dringenden Fällen kann der Präsident vorläufige Maßnah­
men treffen." 

§ 38 (2): ,,Beim Freiwerden einer Stelle eines ordentlichen Professors 
prüft der Präsident, ob die Stelle weiterhin für das gleiche 
oder ein anderes ·Fachgebiet beansprucht werden soll." 

Kein Wunder: ,,Von der Qualität der Persönlichkeiten, die für das Amt 
des Präsidenten gewonnen werden können, wird die Hoch­
schulreform nachhaltig beeinflußt werden." (Kommentar) 

Selbst über den Haushaltsplan der Hochschule hat der Präsident den 
Senat nur „in d~n Grundzügen" ·zu informieren. 
Nicht das Ordnungsrecht war ihnen radikal genug: Der Präsident kann 
jederzeit „vorläufig" relegie1·en. 
Was aber, wenn durch irgendeinen Betriebsunfall selbst der Präsident 
versagen sollte? 

· § 56 (2): ,,Erfüllen die zentralen Organe der Universität oder die 
Fachpereiche die ihnen obliegenden Aufgaben nicht, so kann 
der Kultusminister anordnen, daß sie innerhalb einer zu be­
stimmenden angemessenen Frist das Erforderliche veranlas­
sen. Kommen sie der Aufforderung nicht innerhalb der fest­
gesetzten Frist n ach, so kann der Kultusminister die notwen-

2. Lesung des Hessischen Hochschulgesetzes steht bevor! ,,·, 
Menschen werden vom Konvent gewählt! Tagte das Kuratorium in 
Panzerschränken, es. könnte nicht hermetischer gegen Willensbildung 
von unten gesichert sein. 
Dem Senat gehören neben 20-i5 Ordinarien ga.nze 6 Studenten an. 
Auch sie können von der Stµdentenschaft nicht mit Aufträgen ver­
sehen werden, Genauso ist. es bei einigen berateriden KominissionE;ri 
und den Fachbereichskonferenzen, wo auf 10 MitgHeder jeweils höch..o. 
stens 2 Studenten mit jenem funktionätsstatus kommen. 
Besonders aufschlußreich ist die Behandlung des Öffentlichkeits-

prinzips: . 

Einmal gilt es nur· für die bedeutungslosen Gremien Konvent 
und Fachbereichskonferenzen. ' 
Mit einfacher Mehrheit (also meist mit den Stimmen der Or­
dinarien all~in) kann Öffentlichkeit aufgehoben werden. 

digen Maßnahmen an ihrer Stelle treffen, insbesondere auch 
die erforderlichen Vorschriften erlassen. 

(3): Soweit die Befugni$Se nicht ausreichen, kann der Kultus­
minister Beauftragte _bestellen, die einzelne oder alle Befug­
nisse der· zentralen Organe oder der Fachbereiche ausüben." 

! • 

- . .. 
D~neben hat der Kultusminister den Oktroi bei--Berufungen: Wenn er 
will, kann er nach eigenem Ermessen Leute auf einen Lehrstuhl setzen, 
die ihm politisch passen. 

Satzungen der Studentenschaft und alle weitere.n Ordnungen (Prü­
fungs- etc.) kann er ablehnen, ,,wenn eine Regelung nach pflichtge­
mäßem Ermessen

1 

des Kultusministers das Wohl der Universität als 
Ganzes gefährdet". 

Die Fachbereiche werden durch Rechtsverordnung des Kultusministers 
eingerichtet! 

In der offiziellen ßegriindung. heißt es zudem: .. Es möchte einer fragen, wieso die Technokraten Leussink, Butenandt 
,,Der Grundsatz der Universitätspffentlichkeit wird im Vertrauen. a~f und Rumpf derartige Gesetzentwürfe als studentenfreundlich, ja linl~s­
eine vernünftige, Mißbräuche ausschließende Handhabung statm~rt. • radikal propagieren. Wie wir sahen, ist Verschleierung das Geschäft 
Er kann nicht bedeuten, daß zu jeder Sitzung jedes 01·gans eine .un~ der Technokraten: Am Ende soll das Gesetz a ls Interessenausgleich er­
begrenzte Zahl von Hochschullehrern, wiss. Mitarbeitern und Studen- scheinen. 
ten tatsäch1ich Zutritt erhalten muß. Ihm ist vielmehr dann geniigt, 
wenn eine im Verhältnis zur Größe (!) des Organs angemessene Zahl 

· von Zuhörern an der Sitzung teilnehmen kann. Beschränkungen wegen 
Platzmangels sind danach zulässig ... Die Verhandlungsgegenstände in 
Senat und Kuratorium werden sich für die Erörterung in breitester 
Öffentlichkeit ihrer Natm nach nicht allgemein eignen. Dem Informa­
tionsbedürfnis kann dadurch genügt (!) werden, daß der Grundsatz 
der Vertraulichkeit aufgehoben wird. Dann ist die Information der 
interessierten Gruppen du;rch ihre in diesen Organen mitarbeitenden 
Vertreter gewährleistet/' · · 
Das letzte ist schlicht ein~ Lüge: Niemand hat das „Recht" und die 
Druckmittel, solche Informationen zu verlangen. 
2. Abgesehen von der verfahr:enstechnischen NeU:tralisierung -studenti­
scher Mitsprache wird di~se durch Kompetenzverteilung vollends zur 
Farce: Je kompetenter Gremien sind, um so weniger und um so ·stärker 
mediatisierte Studenten gehö~en ihnen an. 
Das Kuratorium ist am kompetentesten. 

Es macht den Haushaltsplan. 
Es w~ist den Fachbereichen die Stellen und Mittel zu. 
Es beschließt über Struktur- und Bauprogramme! 
Es schlägt den Präsidenten vor. 

In diesem Gremium sitzen 8 Vertreter des Staates und der Wirtschaft 
(gegenüber 2 Ord., 2 Ass., 2 Stud.). Alle Entscheidungen mit ökono­
mischer Dimension werden vom Kuratorium gefällt. Diese Monopoli­
sierung nennt der Kommentar: ,,Die Finanzverantwortung der Univer-
sitäten stärken." · 

überhaupt stimmt der K0m~entar genau dann, wenn definiert wird: 
Präsident + Kuratorium = Universität. . · 
Selbst für den ·Fall, daß alle Sicherungen und Filter die Konformität 
der :i3eschlüs·se mit den Interessen der Staats- und Wirtschaft:;;l:;>üro-

Technokratische Gesetze horchen nicht auf „Sachzwänge", sie täuschen 
sie nur vor. Die Bürokraten verwenden ehemalige studentische F orde­
rungen, die sich als zu schwach und deshalb falsch erwiesen haben, 
und streichen sie den „Gutwilligen unter Ihnen" um den Bart_. : 

Aber noch ihdem sie das tun, bereiten sie die Versuchsanordnung, die 
dem letzten Studenten k larmacht, daß fo~male Mitb~stimmun.gsrechte 
allemal nur Verschleierung statt Veränderung bedeuten. Noch ' indem 
sie alte Schlagwörter_ der Studenten, deren Unbrauchbarkeit viele noch 
nicht durchschaut haben, aufgreifen, gleichsam als Aktivimpfung gegen 
revolutionäres Bewußtsein, initiieren sie einen Lernprozeß bei der 
Masse der Studenten, der ihnen einmal n och gefährlich werden wird: 
Freilich, auch für diesen Fall wollen sie vorbeugen: Das Ordnungsrecht . 
soll nackte Repression an die Stelle verschleierter Gewalt setzen, so­
bald der Schleier zerrissen ist. 

Und das ist er. für viele schon . 
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Zum EinsteHungsbeschluß 
im. Carlo 1a Schmid· Verfahren 
Am 27. März 1969 wurde durch 
Beschluß der 12. Strafkammer 
des Landgericht s Frankfurt 
(Bethge, Baumann, Menges) die 
Eröffnung des Strafverfahrens 
gegen die Kommilitonen Loe­
wy, Krahl, Bluem, Grieger, 
Trautmann, Riechmann, K a­
tarski, Düx, Bechmann und 
Pankiewicz abgelehnt. In einem 
von der Universitätsadmini­
stration an gestrengten Straf­
verfahren war en sie des Haus­
friedensbruchs und der Nöti­
gung des N otstandsgesetz-Akti­
visten Prof. Carlo Schmid an­
geklagt worden. 
Zu einem Zeitpunkt, als in 
Bonn die Notstandsgesetze im 
letzten Stadium der Vorberei­
tung waren, als Carlo Schmid 
im Hinblick auf mögliche De­
monstrationen vor dem Bun­
destag eigens für Demonstran­
ten die Einrichtung eines 
Schnellgerichtes in einem Ne­
benraum des Bundeshauses 
während der ersten Lesung 
forderte, wollten die Kommili­
tonen das Räsonieren des Not­
standsaktionisten Schmid mit 
einer Diskussion über dessen 
Bonner Aktivitäten unterbre­
chen. 
Doch Schmid beschied sie ähn­
lich wie eine Gruppe von Ar- . 
beitern aus Schmids Wahlkreis, 
die ihn in Bonn zum gleichen 
Thema befragen wollten : wäh­
rend er sieh in Bonn weigerte, 
sich auf das Diskussionsniveau 
von Arbeitern herabzulassen, 
wollte er sich h ier nicht von 
den Gefilden der Theorie weg 
zu einer Diskussion über die 
profane Politik zwingen lassen. 
Im Gerichtsbeschluß heißt es 
dazu: 
,,Das Verhalten der Angeschuldig­
ten hatte offenbar letztlich zum 
Ziel, auf eine politische Entschei- -
dung, die das gesamte Volk der 
Bundesrepublik betrifft, Einfluß 
zu nehmen. Die Angesdiuldigten 
wollten, wie sidi aus dem ]!lug­
blatt des SDS ergibt, in dem zu 
dem ,Go-in' aufgerufen wurde, 

Prof. Dr. Sdimid wegen seiner 
Haltung zu den Notstandsgesetzen 
,zur Rede .stellen'; sie wollten mit 
ihm diskutieren, sie wollten ihre 
Meinung dazu darlegen und für 
ihre ablehnende Haltung demon­
strieren. 
Das M'itwirken an der allgemeinen 
politisdien Willensbildung ist 
durch Art. 5 Abs. I GG verfas­
sungsmäßig garantiert und hat 
dadurdi Verfassungsrang. Dieses 
Gmndred1t der Meinungsfreiheit 
ersdiöpft sich nidit darin, eine 
eigene Meinung haben zu dürfen, 
sondern umfaßt audi die Befug­
nis, diese Meinung frei von staat­
lidiem Zwang kundtun ztt können 
und die Bevölkemng über be­
stimmte politische Entscheidun­
gen - deren Hintergründe und 
vermeintliche Folgewirkungen -
aufzuklären. Gerade dies aber 
wollten die Angesdiu.ldigten of­
fenbar. 
Diesem Redit auf freie Meinungs­
bildtmg und -äußerung gegen­
überzustellen, ist die in Art. 5 Abs. 
III GG garant-ierte Freiheit der 
Lehre. Diese aber erfordert einen 
ungestörten Le~irbetrieb. Der Ein­
griff der Angesdiuldigten in die 
Vorlesung von Prof. Dr. Schmid 
und ihr Bestreben, diese in eine 
Diskussion und Demonstration 
,umzufunktionieren', ist ein An­
griff au.f diese verfassungsmäßig 
gesdiützte Freiheit und Ordnung 
des Lehrbetriebs an der Universi­
tät. 
,v enn demnadi vorliegend zwei 
geschützte Reditsgüter kollidieren, 
so kann dem Redit der Angesdiul­
digten auf freie Meinungsäuße­
rung ein Vorrang nidit ohne wei­
teres eingeräumt werden. 
Hinzu kommt, daß das Gmndredit 
der Meinungsfreiheit auch die Be­
fugnis umfaßt, eine Meinung nicht 
ättßern und ztt einem Problem 
nidit Stellung nehmen zu miissen, 
wenn andere dies fordern. Als 
Prof. Dr. Sdimid erklärte, er wolle 
hier und fetzt nidit diskutieren, 
sondern seine Vorlesung weiter 
halten, erfüllte er damit nidit nur· 

Senat versucht, Institutssatzung zu verhindern 
In de·, letzten AStA-Info veröffentlichten wir die neue Satzung der Poli­
tologen. Wie die Uni-Administration auf solche Versuche reagiert, auf In­
stitutsebene Absicherungen gegen das technokratische Hochschulgesetz 
zu schaffen, zeigt folgendes Rüegg-Rundschreiben. 

DER REKTOR 
der Johann Wolfgang Goethe-Univers ität 

Az.: 154 - 03 6 Frankfurt/M., den 20. 3. 69 

An die 

Mertonstraße 17 
Telefon-Nr.: 79 81 

Direktoren der Institute, Seminare und Kliniken 
der Johann Wolfgang Goethe-Universität 
6 Fr o n k f u r t/ Main 

Sehr geehrte Frau Kollegin! Sehr geehrter Herr Kollege! 
In seiner Sitzung vom 14. Mai 196.9 hat der Senat nach mehrfacher Bera­
tung unter Verwendung eines Vorschlags des Dekans der Rechtswissen­
schaftlichen Faku ltät, Herrn Prof. Dr. Lüderi tz, des nicht habilitierten Ver­
t reters, Dr. Knauer, und des Universitätsrats, Assessor Riehn folgenden 
Beschluß gefaßt: 

.,Der Senat hat von versch iedenen Entwürfen von Seminar- und In­
stitutssatzungen (Ordnungen, Geschäftsordnungen) Kenntnis erhalten. 
Zuständig für die Organisation von Forschung und Lehre sind nicht 
einzelne Seminare und Institute, ·sondern die Fakultäten oder die 
Abteilung für Erziehungswissenschaften, vertreten durch den Rat 
der Abteilung (§§ 15, Abs. 1, 19, Abs. 1, 21 , Abs. 1 (HHG). Seminar­

ori;Jnungen können lediglich die Verwaltung und Benutzung des 
Seminars regeln (§ 40 HHG). Dadurch w ird zwar eine Vorbereitung in 
Untergliederungen der Fakultäten oder Abteilungen nicht ausge­
schlossen. Eine solche vorbereitende Beratung von Lehr- und For­
schungsaufgaben kann auf zahlreichen Gebieten wünschenswert sein. 
Es empfiehlt sich, für diese· Beratungen eine Geschäftsordnung zu 
vereinbaren. Doch können Beschlüsse nicht gefaßt werden, welche 
Fakultäts- oder Ratsmitglieder (mag es sich um Dozenten, Assisten­

ten oder Studenten .handeln) binden. Weder das geltende noch das 
künftige Hochschulrecht kennen ein imperatives Mandat. 
Die durch § 40, Abs. 3, Satz 1 HHG den Direktoren übertragene Lei­
tung der wissenschaftlichen Anstalten ist nicht nur ein Recht, son­
dern auch eine Pflicht Die Direktoren können sich dieser Pflicht 
weder im Einzelfall noch durch Satzungen oder Geschäftsordnungen 
entledigen. Das schließt nicht aus, daß sie in der Verwaltung durch 
die Mitarbeiter und Benutzer beraten werden können. Instituts- und 
Klinikdirektoren werden aufgefordert, für eine solche Beratung aus­
reichend Gelegenheit zu gewähren und hierfür geeignete Verfahren 
zu schaffen. 
Um nicht Anlaß zu neuen Konflikten zu geben, sollten nicht solche 
Institutssatzungen oder Geschäftsordnungen beschlossen werden, die 
den Schein einer gleichberechtigten Mitbestimmung aller Gruppen 
erzeugen, i;>hne diese - nach dem gegenwärtig geltenden Hochschul­
recht - rechtlich gewährleisten zu können. " 

Ich bitte Sie, diesen Beschluß bei Ihren Reformbemühungen zu berück-
sichtigen. Mit verbindlichen Empfehlungen 

Rüegg 

eine ihm kra.ft seines Lehrauftrags 
obliegende Pflidit, sondern er 
konnte sidi selbst darauf berufen, 
daß sein Wille, eine Meinung zu 
den Notstandsgesetzen zu diesem 
Zeitpunkt und an dieser Stelle 
nidit zu äußern, denselben verfas­
sungsrech.tlidien, Rang hatte wie 
das Begehren der Angeschuldigten 
nadi Diskussion. 
Ob -sich die Besdiuldigten darauf 
berufen können, ihr Begehren sei 
höher zu bewerten als der entge­
genstehende Wille von Prof. Dr. 
Schmid und einem großen Teil 
seiner Hörer und reditfertige des­
halb ihr Verhalten, war von der 
Kammer zu entsdieiden. 
Die Durchführung des Rechtes 
auf freie Meinungsäußerung 
wird in der Praxis häufig zu 
Eingriffen in andere grund­
rechtlich geschützte Rechts­
güter führen. Dies muß in 
einem· gewissen Umfang zuläs­
sig sein, will man diesem in 
einem demokratischen Staat 
eminent wichtigen Grundrecht 
in sinnvoller Weise Geltung 
verschaffen. Kollidieren aber der­
artig geschützte Reditsgüter mit­
einander, dann hat eine Güter­
abwägung stattzufinden dahin, 
daß dem höherwertigen der Vor­
rang zu geben ist. Bei der Be­
deutung des Redites auf freie poli­
Usdie M ein:ungsbildung und -ä·uße­
rimg ist nach der Oberzeugung · 
der Kammer diesem dann in der 
Regel der Vorrang einzuräumen, 
wenn es sidi bei seiner Geltend­
madiung um den Sdiutz der Ver­
fassung selbst und damit eines 
übenagenden Gemeinschaftsgutes· 
handelt. Denn die unerläßliche 
Freiheit der öffentlichen Erörte­
rung gemeinsdiaftswiditiger Fra­
gen, wie das bei den Notstands­
gesetzen der Fall war, darf allen­
falls ausnahmsweise eingeschränkt 
werden. Bei einer Einwirkung 
auf andere verf assµ13gsmäßig ge­
sdiiitzte Rechtsgüter muß aber 
diese auf das . unbedingt notwen­
dige Maß beschränkt bleiben, und 
es darf die Grenze des dem Be­
troffenen in diesem Rahmen Zu­
mutbaren nidit überschritten wer­
den. 
Zur Tatzeit war die Verabschie­
dung der Gesetzesvorlage in naher 
Zukunfe zu erwarten. Die Not­
standsgesetzgebimg madite eine 
Änderung des Grundgesetzes er­
forderlidi, die fiir bestimmte Fälle 
Besdiränkungen der verf assungs­
mäßig garantiertgi. -Freiheit des 
Staatsbürgers vorsah. Das Thema 
der begehrten Disku.ssion fülirte 
damit an die Wurzeln der gesam­
ten staatlid1en Ordnung. Die 
Öff entlidikeit darauf hinz·uweisen 
und gegebenen/ alls die §ff entl-id1.e 
Meinung aufzurütteln, war bei 
einer Frage von derart eminenter 
Widitigkeit ein legitimes Anliegen 
der Angeschuldigten." 
In der allgemeinen Abwägung 
der b eiden in diesem Fall kon­
kurrierenden Rechtsgüter w ird 
den Angeschuldigten ein ge­
w isses Informationsr echt zuge­
billigt, wenn auch das Recht 
des Ordinarius - zu tun und 
zu lassen, was er will, sprich 
„Freiheit von For.schung und 
Lehre" - angetastet wird. · 
Das sollte nicht zu dem Schluß 
verleiten, Diskussionen um die 
Funktionen bestimmter Lehr­
veranstaltungen b is hin zur 
Funktion und zur Entwicklung 
der Art der Organisation des 
Hochschulbetr iebs würden da­
mit gebilligt. 
Süllwolds und anderer Ordina­
rien Anzeigenaktion en gegen 
Kommilitonen, die eben solche 
Diskussionen in deren Lehrver­
anstaltungen initiieren wollten, 
werden disziplinar- und straf­
rechtlich nicht folgenlos blei­
ben: die Richter der 12. Straf­
kammer des Landgerichts wen­
den n och ein anderes Krite­
rium an solche Versuche a n: 
„Hinzu kommt, daß das Gebaren 
der gesamten Gruppe der Ange­
schuldigten nicht derart aggressiv 
und intensiv war, daß Prof. Dr. 
Sdimid seine Vor~sung abbrechen 

mußte. Nadi seiner eigenen Dar­
stellung muß er ntfr einmal für 
mehrere Minuten unterbrechen, 
weil er wegen des Händeklatsdiens 
der Zuhörer nicht verstanden wer­
den konnte. Im übrigen aber hat 
er se'ine Vorlesung zu Ende ge­
führt und die .Störversudie der An­
geschuldigten ,souverän' abge­
wehrt, wie der Zeuge Henkel 
erklärt hat. Der Eingriff in den 
Lehrbetrieb währte nur verhält­
nismäßig kurze Zeit, und ein Sdw­
den}st erkennbar nidit eingetre­
ten. 
Der während des „Go- in" 
bei Carlo Sclimid aktuell inef­
fektive Versuch der Initiierung 
einer Diskussion erleichtert den 
R ichtern eine scheinbar libe­
rale Interpretation des Rechts 
auf freie. Meinungsbildung und 
- äußerung auf dem Hintergrund 
einer konkreten politischen Si­
tuation: das Strafverfahren um 
das „Go-in" hätte zum Zeit­
punkt unmittelbar vor der 
Bundestagswahl das Thema 
der Notstandsgesetze wieder 
aktualisiert. Synchron zu dem 
Strafverfahren war ein Kon­
greß über die politischen zu­
sammenhänge dieses Verfah­
rens und die hochschulspezifi­
sche Konkretisierung der N-S­
Gesetze im Ordnungsrecht ge­
plant. Die Wiederaufnahme der 
Diskussion um die N-S-Gesetze 
kan n offensiven Charakter er­
halten, nachdem nicht nur die 
Arbeiter bei Correcta (fünf 
Monate nach der Verabschie­
dung der N-S-Gesetze) die 
ersten Anwendungen dieser 
Gesetze erfahren haben (als die 
Arbeiter bei den Correcta­
Werken in den Streik traten, 
wurden sie entgegen dem Ar­
t ikel der Hessischen Verfassung 
ausgesperrt, der ausdrücklich 
eine ,Aussperrung streikender 
Arbeiter untersagt; von der 
Betriebsleitung,wurde die Aus­
sperrung mit den entsprechen­
den Paragraphen der N-S-Ge­
set ze begründet). 

Die Argumentationen zeigen 
daneben eine Perspektive 'der 
Kampagne der Justiz im Hin~ 
blick . auf den „Rädelsführer­
prozeß" wegen der Anti-Sprin­
ger-Aktionen Ostern 1968 ,a.n: 
das Argument der Ineffektivi­
tät der „Störungen" beim 
Schmid-Go-in als entlastendes 
Moment soll Rechtsgüterabwä­
gungen, wie sie hier angestellt 
wurden, bei dem im Herbst 
dieses Jahres stattfindenden 
„Rädelsführerverfahren" von 
vornherein ausschalten. Wo 
Gewalt außerhalb des staat­
lichen bzw. staatlich sanktio­
nierten Recht-Gewalt- Systems 
- wie immer partikular und 
paradigmatisch - auftritt, ist 
innerhalb der politischen J ust iz 
des autoritären Staates kein 
Raum mehr für eine Abwägung 
des Rechts auf Pressefreiheit 
und freie Entfaltung der Per­
sönlichkeit und des Demonstra­
tionsrechts. 
Wo nicht mehr nach den Inhal­
ten dieser Rechtsgüter gefragt 
wird, genießt Volksverhetzung 
den Schutz des Staatsapparates, 

· •während der Protest gegen 
diese Volksverhetzung krimi­
nalisiert und unter P aragra­
phen des Strafgesetzbuches sub­
summiert wird. Carlo Schmids 
Recht auf die „Freiheit der 
Lehre" - wie es im Einstel­
lungsbeschluß festgestellt wird 
- stellt einen Punkt auf der 
Gewaltskala dar, auf der Sprin­
gers Volksverhetzung ein ande­
rer ist. So widerspricht es nicht 
dem politischen Tenor des Ein• 
stellungsbeschlusses im Schmid­
Verfahren, wenn in der Ankla­
geschrift gegen die „Rädelsfüb· 

1 rer" im Springer-Verfahren 
eine Rechtsgüterabwägung der 
Grundrechte nicht einmal mehr 
im Ansatz angestellt wird. 
Aus der Ank lagesch r ift: 
,,b) Es liegen keine Gründe vor, 
die das Verhalten der Angeschul­
digten rechtfertigen könnten. 
1. Art. 8 Grundgesetz bestimmt 

zwar, daß alle De·utsd1en das 
Recht haben, sich ohne Anmel­
dimg u.nd Erlaubnis und ohne 
Waffen ztt ve1·sammeln . . . Bei 
den genannten Bestimmungen 
des Grundgesetzes . .. . handelt 
es sidi um Grundredite, die 
Bestandte.;/ feder freiheitlichen 
demokratisch.en Verfassung 
sind und deren Ausübung kei­
nem Staatsbürger abgespro­
chen werden kann. Bei der 
Ausübung dieser Redite sind 
fedodi ihnen innewohnende 
Schranken Ztt beaditen. Sofern 
diese Sdiranken iiberschritten 
werden, sind Versammlungen 
und DemonstraNonen rechts­
widrig. Diese vom Versamm­
Lungsgesetz gesetzten Schran­
ken haben die Angesdiuldigten 
übersdiritten. 
Bei den Aktionen, an denen 
sich die Angesdiuldigten maß­
geblidi beteiligt haben, handelt 
es sidi nicht um friedliche Ver­
sammlungen im Sinne des Ver­
sammlungsgesetzes, sondern 
um von vorherein unfrfadlidie, 
d. h. auf einen gewalttätigen 
Verlauf gerichtete Versamm­
lungen . .. 
Abaesehen hiervon liegt ein 
Mißbraudi der Versammlungs­
freiheit deshalb vor, weil de­
mokratisdie Gmndredite Drit­
ter verletzt wurden. Nadi über­
einstimmender Auffassung in 
Reditslehre und Rechtspre­
diung darf das Versammlungs­
recht des Art. 8 GG und das 
Redit der freien Meinungs­
äußerung nach Art. 5 GG nidit 
dazu mißbraudit werden, in 
die Redite anderer einzugrei­
fen. ( ... ) 

·Durdi das Vorgehen der De­
monstranten gegen die Socie­
täts-Druckerei wurden a. a . . . . 
das Recht auf Pressefreiheit 
(Art. 5 GG) verletzt. Dttrdi die 
Verletzuna · des Rechts auf 
Pressefrei~eit · wurde auch 
gleidizeitig das lnf ormations­
redit des einzelnen Lesers ver­
letzt. 

2. Auch die naditräglichen Ver-
. suche, die GewalttätigkeUen als 

,,Notwehrakte" zu reditferti­
gen ( .. . ) gehen fehl. Notwehr 
setzt einen unmittelbar bevor­
.stehenden bzw. nodi andau­
ernden Angriff aaf den Ange­
griffenen .oder eine!? Dritten 
voraus. Ein derartiger Angriff 
lag nicht vor." 

Der Mediziner 
kauft seine Bücher und 
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612993 und 613774 
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Medizinisches Dekanat von Polizei besetzt Der rote Feuerwehrmann 
Am 17. 1. 1969 beschloß die VV 
der Mediziner die Öffentlichkeit 
der Fakultätssitzung, um unsere 
Interessen nicht länger professo- , 
raler Willkür ausgesetzt zu sehen. 
Am 24. 4. 1969 stellten ca. 35 
Studenten aus den gleichen 
Gründen die Öffentlichkeit einer 
Kommission für studentische An­
gelegenheiten her. In dieser 
stand auch das Problem der 
Zwischenprüfung auf der Tages­
ordnung. Ohne überhaupt das 
Problem anzureißen, verwies 
Prof. Vosteen auf sein Hausrecht 
und ließ die Sitzung platzen mit 
der Begründung, unter so großer 
Beteiligung von Studenten sei 
eine Diskussion nicht möglich. 

Trotzdem zeigten wir uns weiter­
hin zum Gespräch bereit und 
luden alle Studenten und Pro­
fessoren zu einer öffentlichen 
Kommissionssitzung am 7. 5. ein. 
Wie zu befürchten war, erschie­
nen nur vier Professoren und drei 
Assistenten und ca. 40 Studen­
ten. Die Behauptung von Profes­
sor Vosteen, in einem so großen 
Rahmen nicht diskutieren zu kön­
nen, erwies sich als falsch. 

Die geringe professorale Beteili­
gung an solchen Diskussionen 
weist auf deren völlige Interesse­
losigkeit an studentischen Belan­
gen hin. Das zeigte uns erneut, 
wie nötig es ist, die Öffentlichkeit 
der Fakultätssitzungen herzustel­
len. 

Auf der Fakultätssitzung vom 8. 5. 
wurde ein Antrag von Professor · 
Hövels, der auf die Liberalisie­
rung von Zwischenprüfungen ab­
zielte, mit der Begründung abge-

lehnt, man sei auf dieses Thema 
nicht vorbereitet. Ein Antrag 
eines Fachschaftssprechers, die 
Öffentlichkeit dieser Sitzung zu 
beschließen, wurde einstimmig 
abgelehnt. Ebenfalls weigerte 
man sich, studentische Angele­
genheiten von der Tagesordnung 
zu streichen. 
Daraufhin stellten ca. 40 Studen­
ten die Öffentlichkeit der Sitzung 
her, indem sie ruhig das 
Sitzungszimmer betraten. An 
einer sachlichen Diskussion of­
fensichtlich uninteressiert, brach 
der Dekan die Sitzung sofort ab. 
Interessierter war man mehr an 
einer Zusammenarbeit mit den 
Handlangern des autoritären 
Staates: an der Peripherie des 
Klinikgeländes waren Mann­
schaftswagen der Polizei postiert, 
vor dem Dekanat wurden die an­
kommenden Stu.denten fotogra­
fiert und vor dem Sitzungssaal 
von politischer Polizei beobach­
tet. 
Auch einige der Professoren ver­
suchten sich als Spitzel zu betäti­
gen, indem sie die Identität der 
Studenten festzustellen versuch­
ten. Am folgenden Tag tauchten 
in der Klinik zwei Flugblätter auf, 
unterschrieben „Die Hochschul­
lehrer der Medizinischen Fakul­
tät". Außer wüsten Polemiken 
gegen die Fachschaft Medizin und 
die Basisgruppe (Im Rüegg­
Jargon: ,,Ihre Aktionen sind auf 
die Zerstörung der Gesellschaft 
und der Forschung gerichtet") 
war darin zu lesen, daß die Fa­
kultät eine außerordentliche öf­
fentliche Fakultätssitzung für 
diverse studentische Probleme 
angeboten habe. 
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Dazu ist zu sagen: 

1. wußten sowohl wir als auch die 
Professoren, daß Beschlüsse 
einer solchen Sitzung rechtlich 
ungültig sind. Heute tut man so, 
als hätte man das damals noch 
nicht gewußt. 

2. ist diese außenordentliche, 
öffentliche Fakultätssitzung heute 
sowieso nicht mehr im Gespräch, 
als „Strafe" für das Go- in. 

3. ging man bei der Erwägung 
einer solchen Sitzung sowieso an 
unseren inhaltlich begründeten 
Forderungen vorbei. 

Wir wollen ke ine einmal ige Show, 
in der sich reaktionäre Profes­
soren vor Studenten li beral pro­
duzieren, sondern wir wollen ·die 
permanente Kontrolle dieser Or­
dinarien durch Öffentlichkeit, als 
Grundvoraussetzung von Aufklä­
rung und Selbstverantwortung 
der Studenten. Diese elementare 
Forderung wird selbst von den 
meisten unpolitischen Medizin­
studenten unterstützt. Die von 
,,Mitarbeit der an der Koopera­
tion interessierten Studenten " 
bemühten Hochschullehrer der 
Medizinischen Fakultät demon­
strierten am 22. 5. ihren Koope­
rations-Willen eindeutig. In dem 
halbparitätisch mit Polizisten und 
Professoren besetzten Dekanat 
fand eine geheimgehaltene or­
dentliche Fakultätssitzung statt. 
Sieben Mannschaftswagen . stan­
den vor dem Dekanat. Eine wei­
tere Hundertschaft sowie die 
Wasserwerfer hatte man noch 
etwas zaghaft in Niederrad po­
stiert. Etwa 80 Studenten veran­
stalteten vor dem Eingang ein 
Sit-in und diskutierten über den 

.massierten Polizeieinsatz. Trotz 
intensivem Bemühen von Ver­
waltungsdirektor Benz griff die 
Polizei nicht ein. Die Fakultäts­
sitzung fand statt. Unter solch 
intensivem Schutz durch die Hel­
fer der technokratischen Hoch­
schulreform fühlte _ sich selbst 
Professor Hövels sicher und ließ 
die liberale Maske fallen. Nach 
einer Stellungnahme über den 
Polizeieinsatz gefragt, antwortete 
er: ,,Ich habe Ihnen nichts mehr 
zu sagen." Offensichtlich sind 
unsere Professoren bereit, die 
Freiheit der Wissenschaft und 
deren öffentliche Kontrolle ge­
gen ihre Privilegien einzutau­
schen, in Zukunft noch expliziter 
als bisher. Sie sind die Funk­
tionsträger dieses Systems inner­
halb der Universität. Sie garan­
tieren die Sozialisation der jun­
gen Mediziner zu Ärzten ohne 
politisches Bewußtsein und ohne 
Begriff ihrer gesellschaftlichen 
Funktion und damit zu blinden 
Handlangern des jeweils herr­
schenden Systems. 

Die Herrschaft der Ordinarien 

Hallo, hier geht es drauf und dran! 
Wo brennt's im Land? Wo wackelt die Wand[ 
Ich bin der rote Feuerwehrmann/ 
Wir halten stand, den Hydrant in der Han~ 
Wo ist Alarm? Immer umgeschnallt! 
Wem ist zu warm? Dem geb ich kalt! 
Wo die Vaterländisdie Flamme blakt, 
wo die Sdiupo auf die Proleten dresdit, 
da wird 'rangehakt, 
da wird gelöscht. 
'# o es quiemt in der deutsche Kaffeemütze 
vor lauter Kriegsbegeisteru.ngshitze, 
immer 'ran mit der Spritze! 
Wo sidi die Stahlheimkadetten besaufen 
für Kirche und Ka.pital, 
da nehmen wir sie untern kalten Strahl! 
Da lernen sie laufen! 
Aditung, wer hier mit dem Feuer spielt, 
der wird abgekühlt! 
Die Fratzen mit den Etappenmonokeln, 
die sollen uns nicht die Bude verkokeln! 

Straße frei, wir rücken an! 
Platz fü.r den roten Feuerwehrmann! 

Bei Tag imd Na.dit geht's feste 'ran! 
Mit Herz tmd Hand! Da. wackelt die Wand/ 
So lebt der rote Feuerwehrmann, 
mal durdi.gebrannt und mal abgebrannt! 
Wer unsere Fahn' in Brand gesteckt, 

· dem schlagen wir die Fassade ein! 
W ir sind Soldaten ohne Respekt, 
tmd wollen es sein! 
Wir pfeifen auf iede Ordnungsstütze! 
Und qualmt der Spießer aus ;eder Ritze, 
immer 'ran, mit der Spritze! 
Der Ministerbonze mit Ordenssdimuck, 
der kriegt eins auf den Zünder! 
Ein Strahl mit drei Atmosphären Druck, 
immer 'runter mit dem Zylinder! 
Mit Gott für König und Vaterland! 
Jawohl, mit dem Beil in der Hand! 
Nur keinen blinden Alarm gezogen, 
Sonst werden die Fenstersmeiben verbogen[ 

Straße frei! Wer hat, der kann/ 
Platz für den roten Feuerwehrmann! 

Mal geht es los, mal fängt es an! 
Dann kommt der Kram! Da wackelt das Daml 
Hallo, der rote Feuerwehrmann! 
Den ersten Sdilag, immer feste nach! 
Paläste stürzen, die Straße brennt! 
Es qualmt und stinkt· im Parlament! 
Wie stehn die Kurse? Die Börse brennt! 
Letzte Notierung! Die Welt ist ka.piittl 
Bis zum letzten Prozent 
alles Dreck und Smutt! 
Das Zudithau.s brennt! Es brennt die Kaserne! 
Sprengkapseln 'ran! Hier kramen Konzerne! 
Die Menschenkinder an die Laterne! 
Wir schlagen die alte Welt in Stücke! 
Und wenn die letzte Zwingburg fällt, 
dann 'rauf au.f die Trümmer, und 'ran mit der Pickel 
Dann bauen wir uns eine neue °"' elt! 

Straße frei! Wer fängt hier an? 
Platz für den roten Feue1wehrmann! 

zerstören heißt: die Wissenschaft 
von ihrer Unfreiheit zu befreien, 
sie den Bedürfnissen der Bevöl­
kerung nutzbar zu machen. 
Auch in der Klinik werden .wi r 
Bullen nur als Patienten du lden. 
Wenn sich das Herrschaftssystem 
nur noch negativ durch Ablen-

kung des Interesses von seiner 
Funktion statt affirmativ durch 
Proklamierung seiner .Ziele recht­
fertigt, ist es unsere Aufgabe, 
die wahren z usammenhänge 
auch weiterhin durch provokative 
Aktionen und Aufklärungskam­
pagnen bewußt zu machen. 

Frankfurter Rundschau die große liberale tageszeitung, die zellung, die 
von studentischen lesern bevorzugt wird. war~m? 

aktuelle information: 
eigene korrespondenten und berichterstatter an den wichtigsten punkten des In- und auslands, täglich das 
weltgeschehen aus erster hand. 

gründliche analyse: 
leitartikel, glossen und kommentare von journalisten, deren namen über deutschland hinaus klang haben. die 
.,dritte seile" - als gütezeichen für sauberen, engagierten journal ismus ein begriff. 

mul zur offenheit: 
unabhäng ig von parteren und interessengruppen. eine zeitung mit eigener meinung und dem mut, auch heiße 
eisen anzufassen. ein blatt, das kein blatt vor den mund nimmt. 
eine zeilung mit mut - eine zeltung für Slel.;:bllden Sie sich selbst ein urteil. lesen Sie die FRANKFURTER 
RUNDSCHAU eine woche lang kostenlos und unverbindlich. gutscheln umseitig. 

Frankfader Rundschau 
vertriebsabteilung - 6 frankfurt am main 1 - postfach 3685 - telefon 2 19 95 13 

vorzugspreis für studierende 
monatlich DM 3,15 als abholabonnement 

monatlich DM 3,40 bei postzustellung 
monatlich DM 3,80 durch träger 

in frankfurt am main erhalten studierende die FRANKFURTER RUNDSCHAU durch träger, per 
post oder bei folgenden autorisierten abholstellen: merkur-zeitschriftenkiosk an der bockenhei­
mer warte; zeitschriften karl mosterts, robert-mayer-straße 17; zeitschriftenkiosk im studenten­
haus, iügelstraße 1; vertriebsschalter im rundschauhaus am eschenheimer turm. 
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Kommunikation der-Basisgruppen in ·de,·'tnfo 
Die Asta-Info hat die Funk­
tion, Informationen und Inter­
pretationen über aktuelle und 
allgemeine, die gesamte Hoch­
schule erfassende Strukturen 

. und über die konkrete Arbeit 
von Basis- und Arbeitsgrup­
pen zu geben. 
Darüber hinaus bezeichnet die 
Produktion der letzten Info 
einen Versuch, Kommunika­
tionsbedürfnisse der Basis­
gruppen untereinander zu 
wecken. Auf Redaktionssitzun­
gen mit Basisgruppen sollten 
deren Erfahrungen und mög-­
liche Aktionen diskutiert wer­
den. Diese sich in Artikeln der 
Basisgruppen niederschlagen­
den Diskussionen, die zugleich 
eingebracht werden sollen in 
die Arbeit der Basisgruppen, 
könnten Anregungen schaffen 
für die Realisierung folgender 
Ziele: 1. Die Isoliertheit und 
bloße Institutsbezogenheit der 
Arbeit der Basisgruppen auf­
zubrechen (wie sie sich zeigten 
bei der fehlenden Vorberei­
tung des letzten Teach-in am 
21. Mai). 
2. Die Abstraktheit ihrer Ar­
beit von allgemeinen politi­
schen Strategien beziehungs~ 
weise die mangelnde Vermitt- · 
Jung von politischer Mobilisie­
_rung und Kritik am bestehen­
den organisierten Wissen­
schaftsbetrieb aufzuheben (erst 
die militanten Taheri-Aktio­
nen schufen die Einsicht, das 
Ordnungsrecht in die fach­
spezifische Arbeit der Basis­
gruppen einzubringen, was bis­
her kaum gelang). 
3. Einen kommunikativen Rah­
men zu schaffen für die Ent­
wicklung von Aktionen koope­
rierender Basisgruppen, die die 
Ebene einzelner Institute über­
schreiten (die Arbeit mit Schü­
lern bei den lehrerausbiiden­
del'.l Fächern etwa). 
4. ,Den einzelnen <Basisgruppen 
die Möglichkeit zu schaffen, 
durch die Verarbeitung der Er­
fahrungen anderer (auf fort­
geschrittenerem politischem Ni­
veau arbeitender) Gruppen 
ihre eigene Arbeit richtig ein­
zuschätzen. Zum anderen, poli­
tische Kriterien an Hand kon­
kreter Projekte der Basisgrup-

a-info 

pen zu er arbeiten, nach denen 
diese ihr Selbstverständnis 
und ihre Strategien korrigie­
ren können (zum Beispiel hätte 
der Satzungsreformismus der 
Politologen begriffen und ge­
dämpft werden können durch 
Diskussionen mit Germani­
sten). 
Diese im le tzten Info dar­
gestellte Teilfunktion' des Info 
läßt sich nicht kurzfristig rea­
lisieren. Daß sie über einige 
Ansätze hinaus bislang kaum 
entwickelt wurde, hat mehrere 
Gründe. 
1. Auf Redaktionssitzungen 
und im Infoartikel wurde die 
Funktion des Teils der Info, 
der s ich auf Basisgruppen be­
zieht, zu abstrakt und volun­
taristisch dargestellt. Es ge­
lang nicht, ihren genauen poli­
tischen Stellenwert für die Ba­
sisgruppen anzugeben. Diese 
hatten währetld der Diskussio­
nen offensichtlich das Gefühl, 
als würden über ihre Köpfe 
hinweg Vorstellungen entwik­
kelt, was ihre Kommunika­
tionsbereitschaft nicht gerade 
verstärkt hat: Oft bestand ihre 
Aktivität einzig darin, Artikel 
undiskutiert abzugeben. 
2. Es wurde versäumt, anhand 
konkreter Erfahrungen und 
Projekte einzelner Basisgrup­
pen die politische Notwendig­
keit ihrer Zusammenarbeit zu 
diskutieren. So standen sich 
unvermittelt deren (schrift­
liche) Berichte, die bloß zur 
Kenntnis genommen wurden, 
und das von wenigen Leuten 
entwickelte Info-Konzept ge­
genüber. 
3. Die Diskussion bewirkte 
kaum mehr als den relativ un­
verbindlichen Austau$.ch von 
Informationen beziehungs­
weise Artikeln der Basisgrup­
pen. Sie erreichte nicht die .an­
gestrebte Kommunikations­
stufe, auf . der konkrete Pro­
bleme der Basisgruppen · ·poli~ 
tisch objektiviert beziehungs­
weise aus ihnen Ansätze all­
gemeiner Mobilisierungsstrate­
gien entwickelt werden könn­
ten. 
4. Zu wenig reflektiert wurde 
die Problematik, einen Kom­
munikationsbereich außerhalb · 

GUTSCHEIN 
für eine kostenlose 

probelielerung 

der B asisgruppen und nich t 
unmittelbar verbunden mit 
Projekten als Redaktionssit­
zung quasi zu institu tionalisie­
ren. Die Tatsache, d aß Im­
pulse von den B a sisgruppen 
für diese Sitzungen bezie­
hungsweise vom Info auf Ba­
sisgruppen schwach sind, ver­
deutlicht das Versäumnis, Mo­
tivationen für die Kooperation 
durch Diskussionen innerhalb 
der Basisgruppe() zu entwik­
keln. 
5. Die Diskrepanz im Grad der 
Entwicklung der politischen 
Arbeit zwischen fortgeschrit­
teneren Basisgruppen u n d sol­
chen, die noch rela tiv abge­
schnitten von allgemeinen po­
litischen Aktionen- arbeiten, 
w urde nich t aufgebrochen . Die 
Diskussionen im Info gaben 
kaum Anregungen für fort­
gesch rittene Gruppen, sich tat­
sächlich in die Arbeit anderer 
Gruppen verwickeln zu lassen 
und diese nicht abstrakt von 
außen zu kritisieren. 
6. Die Info- Diskussionen ver­
säumten es bis lang, Projekte, 
bei denen Ansätze einer Ko­
operation möglich wären, auf­
zugreifen: wie Kampf gegen 
das Ordnungsrecht, gegen die 
konforme Lehrerausbildung, 
die Arbeit mit Schülern und 
Lehrlingen, die Entwickiung 
eines Schulungsprogr amms 
(marxistischer Kategorienrah­
men), das n ich t unmittelbar au f 
die aktuelle Praxis instrumen­
talisie'rbar ist. 
7. Ein weiterer G rund für die 
mangelnden -Kommunikations- . 
bedürfnisse der Basisgruppen 
sind deren Desorganisations­
erscheinungen, wie sie s ich 
etwa bei den Germanisten zei­
gen. Sie s ind erklärbar durch 
die Partikularisienmg der Ba- -
sisgruppen beziehungsweise 

· durch ih r Verhältnis zu den 
Arbeitsgruppen und Projekt­
gruppen der einzelnen I n ­
stitute. Entweder tteffen sie -
politische Ent.scp.eidungen, die 
der Arbeit der AGs äußerlich 
bieiben , oder sie sind bloße In­
formationsverteile r , die die 
politischen Initiativen den AGs 
überlassen, füe · den R ahm en 
einzelner Institute selten ver- . 
lassen. 
Formen der Kommunikation 
und Zusammenarbeit von Ba- ., 
sisgtuppen, die sich bisher lok-. 
ker und mehr naturwüchsig 
nur gebildet haben während 
Massen akt ionen, lassen sich 
ohne H andlungsdr uck von 
Massen aktionen nur entwik­
keln, w enn solche Formennicht 
abstrakt der Praxis von Basis­
gruppen aufgesetzt werden, 
sondern entstehen aus deren 
konkreten Erfahrungen und 
Projekten, die auch ernsthaft 

zu diskutieren sincl. 

UF 

1, 

ich bin noch nicht abonnent der FRANKFURTER RUNDSCHAU und möchte sechs tage kosten-
los und unverbindiich die FRANKFURTER RUNDSCHAU lesen. 

im anschluß an d_ie 6-tage-probelieferung wünsche ich : 

EI weiterlieferung zum vorzugspreis für studenten für monatlich: DM 3,15 im abholabonnement 
- DM 3,4C bei postzustellung - DM 3,80 durch träger • 

0 vorerst keine weiterlieferung (gewünschtes bitte im O mit einem x versehen!) 

-
vor- und zuname: 

hochschule (kurzname), fakultät: 

Wohnort, zustellpostamt: ( ) 

straße, hausnummer. zimmer: 

' stud ienbestätigung (stempel) : 
datum 

(kann auch nachgereicht werden!) unterschrifl . . 

, wir _bitter, Sie um· vollständige und deutliche eintragungen. • (trägerzustellung ist riur_inlum frankfurt mög lich) 

" 

- ---·. -~ 

\ 

' 

Damit ,di~ kPnkrete Praxis der 
Gruppen für _diese objektivier- · 
bar ist im'allgerrieiiieri Rahmen . 
des Eingreifens des autoritären .. 
Staates in die Uni, leistet die 
Info zweierlei: sie liefert Infor­
mationen u n d Interpretationen 
über diesen allgemeinen Rah ­
men, der die gesamte H och­
schule betr ifft (Hochschul­
gesetze, O rdnungsrecht ). D eren 
Adressaten sind nich t nur die 
in B asisgruppen Aktiven. Zum 
anderen berichtet sie, wie sich 
einzelne Basisgruppen mit den 
K onkretisierungen d ieser all­
gemeinen Strukturen an ihren 
Instituten (Prüfungszwänge, 
Numerus clausus, autoritäre 
Professoren etc.) auseinander ­
setzen. Die Praxis der Basis­
gruppen hat ihren notwendi­
gen partikularistischen Ansatz 
allerdings noch nicht über­
wunden: sie kämpfen relativ 
isolier t gegen Repressionen., 
von denen sie zum Teil glau­
ben, sie seien institutsspezi­
fisch. 
Diskussionen von B asisgrup­
pen im Info könn en ihnen ver­
helfen, ih re Aktionen nach in­
stitutsspezifischen Mobilisie­
rungsmöglichkeiten zu orien­
tieren. Sie müssen aber auch, 
soll die Mobilisierung lang-

frist1!.f' e rfolgreich sein, den 
Basisgruppen ein Be\Wßt~e(ri''•·, ._. 

·vefo1ittelri, das ihre konlireten 
Aktionen auf den ·Hintergrund 
der gesellschaftlichen Tenden­
zen des autoritären Staates und 
seiner technokratischen Hoch­
schulgesetze und auf den Rah­
men der Studentenrevolte be­
ziehen kann. Aus diesem Be­
wußtsein erst lassen sich Sti·a­
tegien kooperierender Basis­
gruppen entwickeln. 

Zeitungen 
I m Zeitungskiosk im S tuden­
tenhaus s ind ab L 6. neben der 
FAZ d ie Frankfurter Rund­
schau und die Süddeutsche 
Zeitung im Abholabonnement 
zu erhalten. Die Zahl der an­
gebotenen Zeitungen w ird in 
Kürze erweitert werden. 

Die l etzte P arlamentssitzung 
beschloß Ausschreibung der 
DISKUS-Herausgeber. B ew er­
bungen" bitte bis 5. Juni an P ar­
lamentspräsidiu m (AStA-Fach) .. 
A u f der nächsten Parlaments­
sitzung am 6. 6. , 19 Uhr, R. 203, 
Studentenhaus, erfolgt Vorstel­
lung und W a hl der Kandidaten. 

Grösch, P arlamentspräsiden t 

Erpressungsversuch am Diskus? 
Streichung der Subventionen und Zensur 

Dem 'Diskus sind sämtliche Mittel (Landeszuschüsse, Beiträge der Stu­
dentenschaft) gestrichen worden. Damit wird eine materielle Zensur 
ausgeübt - indem politisch mißliebige Organe einfach nicht me~r 
subventioniert werden und selbst Beiträge der Studentenschaft, die 
zu diesem Zweck eingezahlt wurden, einfach zurückbehalten werden. 
Der Diskus wird weiter erscheinen. Das Ministerium und Rüegg wer-
den mit ihren Einschüchterun gsversuct)en keinen Erfolg haben. _ 

· Selbstherrlich reagierte der Zensor Schütte, als er , schließlich - m 
-einem Interview m it dem Hessischen Rundfunk - zufällig Stellung 
nahm: Die Bedingung der Staatlichen Subventionierung wird von ihm 
schnell auf den Nenner gebracht: ,. ... wenn es um politische Bildung 
in dem von mir definierten Sinne geht ... " Der J ustitiar des Rektors, 
Riehn , steigert sich sogar. zu der grotesken Begründu~g, d_ie politische 
Agitation und andere Funktionen, die der Diskus fur die pohtische 
Bewegung übernehmen soll, widersprächen den Aufgaben der St'-!den­
tenschaft (AStA). Damit M'ill er offenbar sogar der Studentenzeitung 
das politische Mandat absprechen: de!' Diskus wäre dann ein Blatt fiu 
Mensamotzereien und Studentenwohnheimbeschwerden. 
Damit ist· die „demokratisch!! Substanz in Hessen" (Habermas) wi~de_r 
mal auf ihren Begriff gebracht: Die rechtlich g~rantierte Pressefreiheit 
wird zur Meinungsfreiheit des Zensors; die Meinungsfreiheit der hes­
sischen Sozialdemokratie ist das Maß der Presseunfreiheit. 
Auch der Anflug von . politischer Begründung, der Schüttes selbst­
herrliche Position in ' diesem Interview etwas n äher definieren soll, 
gibt da nichts anderes her„ Schütte, ,,_Publikumsorgane, besonders auch 
Studentenzeitungen, die den Auftrag h aben, politische Bildung zu ver­
mitteln, müssen das ~ meiner· Ansicht nach - auch 1n einer b estimms 
ten Weise, tun. Die Grundbegriffe der politischen Bildung sind gewiß 
Information und Diskussion ... So meine ich, daß der Diskus längst 
n icht mehr informiert und diskutiert, die verschiedenen Stimmen zu 
Wort kommen läßt,'.sondern ganz einfach aggressiv von einer bestimm­
ten Position sich verhält." Schütte sucht damit zu verschleiern, daß 
der Diskus in seinel' linksliberalen Phase und in seiner reaktionärsten 
CDU-usw.-Phase sowieso stillschweigend immer subventioniert wurde. 
Ist das keine "Politlinie"? . 
Die Toleranz der Herrschenden reicht soweit, wie s i e wollen, wie­
weit sie ihnen noch selbst die Aura von Toleranz und demokratischer 
Legitimität verschaffen kann. Sobald ihre Toleranz ihnen gefährlich 
werden könnte, hören sie auf, tol.erant zu sein. 
Mit der Streichung der Gelder soll der Diskus ,abgewürgt werden. 
Aber das ist nur der eine Teil ihrer Strategie: Gleichzeitig winken sie 
damit. den Entschluß wieder rückgängig zu machen, wenn wir uns 
korrumpieren ließen: endgültig seien „politische Entschlüsse" ja nie, 
und es könne ja sein, daß der-Diskus sich ändere. 
Ebenso ködert Rüegg, er werde die Gelder, wieder herausgeben, wenn 
„erkennbar ist, daß die Herausgeber sich fü r eine Aufgabenstellung 
aussprechen, die mit § 34, II · des Hessischen Hochschulgesetzes verein­
bar ist und wenn diese bereit sind, hiernach zu handeln". 
Zensur, Erpressung und Gewalt sind das Gesicht der Herrschaft, die 
ihre demokratische Maske fallengelassen hat. 
Doch noch ein anderes Moment wird in dieser Sache wieder mal klar­
gestellt: Die Herrschenden gehen auch - wenn es ihnen geboten 
scheint - ohne weiteres über die formale Autonomie der Professoren 
an der Universität hinweg. So geschehen: Der Hessische Landtag hal 
im November 1968 den Haushalt verabscMedet. Dabei wurden die Dis­
kus-Gelder, die bisher einen eigenen und ohne Richtlinien einge-

. schränkten Titel i rrt Etat des Kultusministe rs darstellten, übergeführt 
in den allgemeinen Titel „Politische Bildung an den hess. Universitä­
ten", über de!l die Senatskommission für politische Bildung der jewei­
ligen Universität verfügt, und damit Bestandteil des Haushalts der 
Universität Frankfurt ist. Darüber wurde dem Diskus keine Mittei­
lung gemacht. Statt dessen wurde unserer Information zufolge von 
seiten des Kultusministeriums dem Frankfurter Kuratorium gegen­
über bedeutet, wegen dieser Mittel nichts zu u nternehmen. Das Kura­
torium, das gegenüber der Senatskommission eine rechnerische Nach­
p rüfungspflicht hat und die Verwaltungsaufgaben der Kommission 
wahrnimmt, hat hierfür unseren Informationen nach dem ehemaligen 
Vorsitzenden Professor v. Kroekow - der inzwischen von diesem Amt 
zurüekgetreten ist - nichts mitgeteilt. (Kroekows Kommentar: ,,Ich 
habe keine Lu~t, den Büttel des Rektors zu spielen.") So wurde der 
professoralen Senatskommission stillschweigend wieder die Verfügung 
genommen, über diese Mittel gemäß den allgemeinen Richtlinien zu 
entscheiden. Nun: die Senatskommission, die Ordinarien, haben sich 
bisher gegen diesen Autonomieentzug nicht gewehrt . .. 
1. Tangiert die Streichung der Diskus-Gelder nicht ihre Interessen, 

sondern die der Studenten. 
2. Realisieren sie längst scho11 in ihrer , Praxis, daß ihre Autonomie 

nur sbweit reicht, als sie im Jnteresse ' der Herrschenden funktio­
nieren. Sie haben dies um den Preis ihrer Privilegien über die Stu­
denten längst akzeptiert und handeln oder schweigen danach -
kongruent mit den Herrschenden. · 

Wir werden uns über die materielle Zensur und die Handlungsweise 
der Ordinarien n icht liberal empören. 
Wir werden versuchen, eine Zeitung zu .maeljen, die sich· auf die poli­
tische Bewegun g stützt und so von den Herrschenden unabhängig ist. 
Dabei sind wi,; auf eure Mitarbeit angewiesen. Verkauft den Diskus 
in euren Instituten \'Ud Vorlesungen (pro verkauftes Exem1>lar be­
kommt ihr 10 Pfennig)! Organisiert im Diskus eure eigene Kommu­
nikation! Spendet massenhaft, auch . kleine Beträge sind nützlich: 
Konten: Commerzbank Ffm. 6420020 oder PSA Ffm. 1875 88!!! 

asta Information 
Erscheint jeden dritten Donnerstag im Semester 
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